
Hundesteuersatzung  
der Gemeinde Hagen a.T.W.  

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. 2010 S. 576) zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 27.03.2019 (Nds. GVBI. S. 70), in Verbindung mit dem § 3 des Niedersäch-
sischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 
2017 S. 121) hat der Rat der Gemeinde Hagen a.T.W. in seiner Sitzung am 26.09.2019 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1  

Steuergegenstand 

Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden im Gemein-
degebiet. Kann das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen werden, so ist davon auszuge-
hen, dass der Hund mehr als drei Monate alt ist.  
  

§ 2 

Steuerpflicht, Haftung  

(1)  Steuerpflichtig ist, wer einen Hund im Haushalt oder Betrieb, einer Institution oder Orga-
nisation für Zwecke der persönlichen Lebensführung aufgenommen hat oder einen Hund 
im Interesse einer juristischen Person hält. (Halter*in des Hundes).  

 
(2)  Als Halter*in des Hundes gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genom-

men hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn er/sie nicht nachweisen kann, 
dass der Hund in der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert ist oder steuerfrei 
gehalten wird. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder 
die Haltung auf Probe oder das Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet.  

 
(3)  Ein zugelaufener Hund gilt als aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen 

beim Ordnungsamt der Gemeinde Hagen a.T.W. gemeldet wird. 
 
(4)  Wird für Gesellschaften, Vereine oder Genossenschaften ein Hund gehalten, so gelten 

diese als Halter*in des Hundes. 
 
(5)  Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuld-

ner*innen. 
  

§ 3  

Steuermaßstab und Steuersätze 

 

(1)  Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen: Sie beträgt jährlich:  
 

 a) für den ersten Hund 60,00 Euro 
 
 b) für den zweiten Hund 75,00 Euro  
 
 c) für jeden weiteren Hund 90,00 Euro  
 
 d) für jeden gefährlichen Hund 600,00 Euro  
 



 (2) a) Gefährliche Hunde im Sinne von Absatz 1 Buchstabe d) sind solche Hunde, bei denen 
    nach ihrer besonderen Veranlagung, Erziehung und/oder Charaktereigenschaft die 
    erhöhte Gefahr einer Verletzung von Personen besteht oder von denen eine Gefahr 
    für die öffentliche Sicherheit ausgehen kann. Gefährliche Hunde in diesem Sinne sind 
    insbesondere auch diejenigen Hunde, die bereits in der Öffentlichkeit durch eine 
    gesteigerte Aggressivität aufgefallen sind, insbesondere Menschen oder Tiere 
    gebissen oder sonst eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 
    Angriffslust oder Schärfe gezeigt haben, soweit die zuständige Behörde die 
    Gefährlichkeit nach § 7 I des Niedersächsischen Gesetzes über das Halten von 
    Hunden (Niedersächsisches Hundegesetz, nachfolgend NHundG) vom 26. Mai 2011 
    (Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2011, S. 130 und 184) festgestellt 
     hat.  

       b) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vorschrift sind jedenfalls Hunde der Rassen 
 
1.  American Staffordshire Terrier  

           2.  Staffordshire-Bullterrier  
3.  Bullterrier  
4.  Pitbull-Terrier  
5.  Mastino Neapolitani 
6.  Fila Brasil   
7.  Dogue-Bordeaux 
8.  Mastino Espaniol 
9.  Dog Argentino 
10.  Römischer Kampfhund 
11.  Chinesischer Kampfhund 
12.  Bandog 
13.  Bulldog, 

  
            sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden. 
 
(3)  Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§§ 4 und 5), werden bei der Berechnung 

der Anzahl der gehaltenen Hunde nicht berücksichtigt. Bei der Ermittlung der Reihenfol-
ge der voll steuerpflichtigen Hunde werden die nach § 3 I Buchstabe d) zu versteuern-
den Hunde vorangestellt.  

 

§ 4  

Steuerfreiheit, Steuerbefreiung 

(1)  Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gemeindegebiet aufhalten, ist 
das Halten derjenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweis-
lich in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland versteuern.  

 
(2)  Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Hunden, die in Einrichtungen und von Behörden des Zolls, der Polizei oder der Bun-
despolizei aus dienstlichen Gründen verwendet werden;  

2. Hunden, die als Sanitätshunde oder Rettungshunde von anerkannten Sanitäts- oder 
Zivilschutzeinrichtungen verwendet werden und die die dafür vorgesehene Prüfung 
abgelegt haben. Die Ablegung der Prüfung ist durch das Vorlegen des Prüfungs-
zeugnisses nachzuweisen. Die Verwendung des Hundes ist in geeigneter Weise 
nachzuweisen.  

3.  Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe hilfloser Personen unentbehrlich sind und aus-
schließlich für diesen Zweck verwendet werden. Hilflose Personen sind solche, die 
einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen „H“, „Bl“, „Gl“, „B“ oder „TBI“ 
besitzen. 



(3)  Steuerbefreiung wird vom ersten Tag des folgenden Kalendermonats an gewährt, in 
dem der Antrag der Gemeinde Hagen a.T.W. zugegangen ist.  

 
(4)  Für Hunde, die nach § 3 I Buchstabe d) besteuert werden, wird keine Steuerbefreiung 

gewährt. 
 

§ 5  

Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerbefreiung 

(1)  Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn  
 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind,  
 
2. der/ die Halter*in des Hundes in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei     
    bestraft ist,   
 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unter- 
    kunftsräume vorhanden sind,  
 
4. in den Fällen des § 4 II Nr. 6 und § 6 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den    
    Erwerb und die Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden.  
 

(2)  Ein Antrag nach § 4 ist schriftlich bei der Anmeldung (§ 8) zu stellen. Bei einem verspä-
teten Antrag wird die Steuer für den Antragsmonat auch dann nach den Steuersätzen 
des § 3 erhoben, wenn die Voraussetzungen für die beantragte Steuerbefreiung vorlie-
gen. Die Änderung wird erst im Folgemonat berücksichtigt. 

 

§ 6  
Beginn und Ende der Steuerplicht 

 
(1)  Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des auf die Aufnahme nach § 2 I folgenden 

Kalendermonats, frühestens mit dem ersten Tag des folgenden Kalendermonats, in dem 
der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug mit einem Hund in die Gemeinde beginnt die 
Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf den Zuzug folgenden Kalendermonats. Beginnt 
das Halten eines Hundes oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag eines Kalender-
monats, so beginnt auch die Steuerpflicht mit diesem Tag.   

 
(2)  Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft 

wird, abhandenkommt oder stirbt oder der/die Halter*in des Hundes aus dem Gemein-
degebiet verzieht. 

 
 

§ 7  
Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

 

(1)  Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben; Erhebungszeitraum (Steuer-
jahr) ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn die Steuerschuld entsteht. Beginnt und en-
det die Steuerpflicht (§ 6 I und II) im Laufe des Kalenderjahres, wird die Jahressteuer an-
teilig erhoben. 

 
(2)  Die Steuer wird in halbjährlichen Teilbeträgen zum 15.02. und 15.08. jeden Jahres fällig. 

Bei erstmaliger Heranziehung ist ein nach Ansatz 1 Satz 2 festgesetzter Teilbetrag in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides fällig.  

 



§ 8  

Anzeige- und Auskunftspflichten 

 
(1)  Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat dies binnen zwei Wochen 

bei der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Hierbei ist die Rasse des Hundes anzugeben. 
Sofern Zweifel an der Rasse bzw. dem Typ des Hundes bestehen, ist auf Anforderung 
von dem/der Halter*in des Hundes eine tierärztliche Bescheinigung vorzulegen. Aus die-
ser Bescheinigung muss zumindest hervorgehen, welcher Rasse bzw. welchem Typ  
oder welchen eingekreuzten Rassen bzw. Typen der Hund aufgrund seines Phänotyps 
zuzuordnen ist. Sollte trotz wiederholter Aufforderung und mit Fristsetzung keine ent-
sprechende Bescheinigung vorgelegt werden, wird angenommen, dass der Hund ein ge-
fährlicher Hund im Sinne der Satzung ist und dieser entsprechend § 3 I Buchstabe d) 
besteuert wird.  
Sofern dem Hund ein elektronisches Kennzeichen (Transponder bzw. Chip) mit einer 
Kennnummer nach § 4 I NHundG implantiert wurde, ist diese bei der Anmeldung mitzu-
teilen. Bei der Anschaffung eines Hundes sind das Alter und Anschaffungsdatum des 
Hundes anzugeben. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der 
Geburt als angeschafft.  
Der Anmeldung müssen weitere Unterlagen gem. des Niedersächsischen Hundegesetz 
(NHundG) beigefügt werden. Dies umfasst die Registrierung im Nds. Hunderegister, die 
Haftpflichtversicherung und die Sachkunde muss nachgewiesen werden. 
 

(2)  Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies binnen zwei Wochen, nachdem der Hund 
veräußert, sonst abgeschafft wurde, abhandengekommen oder gestorben ist, bei der 
Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn der/die Halter*in des Hundes aus 
der Gemeinde verzieht. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind 
bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben.  

 
(3)  Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung fort, so ist dies binnen zwei Woche 

schriftlich bei der Gemeinde anzuzeigen.  
 
(4)  Nach der Anmeldung werden Hundesteuermarken ausgegeben, die bei der Abmeldung 

des Hundes wieder abgegeben werden müssen. Die ausgegebenen Hundesteuermar-
ken bleiben so lange gültig, bis sie durch neue ersetzt werden. Hunde müssen außer-
halb einer Wohnung oder eines umfriedeten Grundbesitzes eine gültige, deutlich sicht-
bare Hundesteuermarke tragen. 

 
(5)  Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 I aufgenommen hat, ist verpflichtet, der 

Gemeinde die zur Feststellung eines für die Besteuerung der Hundehaltung erheblichen 
Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß zu erteilen. Wenn die Sachver-
haltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht, 
sind auch anderen Personen, insbesondere Grundstückseigentümer*innen, Mieter*innen 
oder Pächter*innen verpflichtet, der Gemeinde auf Nachfrage über die auf dem Grund-
stück gehaltenen Hunde und deren Halter*in Auskunft zu erteilen (§ 11 I Nr. 3 a NKAG i. 
V. m. § 93 der Abgabenordnung).  

 
 

§ 9  

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 18 II Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfer-
tig 
a) entgegen § 8 I den Beginn der Hundehaltung nicht binnen zwei Wochen schriftlich bei 

der Gemeinde anzeigt und/oder aber die Rasse des Hundes nicht oder nicht wahr-
heitsgemäß angibt,  



b) entgegen § 8 I die Unterlagen gem. NHundG nicht einreicht, 
c) entgegen § 8 II das Ende der Hundehaltung nicht binnen zwei Wochen schriftlich bei 

der Gemeinde anzeigt,  
d) entgegen § 8 III den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung nicht bin-

nen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde anzeigt,  
e) entgegen § 8 IV Satz 1 bei der Abmeldung des Hundes die Hundesteuermarke nicht 

abgibt und diese weiter verwendet,  
f)  entgegen § 8 IV Satz 3 den von ihm gehaltenen Hund außerhalb einer Wohnung oder 

eines umfriedeten Grundbesitzes ohne gültige, deutlich sichtbare Hundesteuermarke 
führt oder laufen lässt,  

g) entgegen § 8 V Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß erteilt. 
 

 (2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 Euro geahndet wer-
den.  

 
 

§ 10  
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hundesteuersatzung der Gemeinde Hagen a.T.W. vom 04.12.1974 außer Kraft. 
 
  

Hagen a.T.W., 26.09.2019 

Gemeinde Hagen a.T.W. 

Siegel   

Gausmann 
Bürgermeister 


